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Konflikt um Widmer-Schlumpf: Ein möglicher Ausweg 
Der Konflikt um Bundesrätin Eve-
line Widmer-Schlumpf trägt die 
typischen Züge einer Eskalation. 
Kann man die Spirale der Empö-
rung durchbrechen? Ja, man 
kann, sofern der Wille dazu be-
steht und kreative Kompromiss-
lösungen gefunden werden. 

Vor allem gegen Blocher 
In einer Partei muss es heftige 

Reaktionen auslösen, wenn ei-
nem Mitglied vorgeworfen wird, 
gegen Regeln und Abmachungen 
verstossen, mit dem politischen 
Gegner zusammengearbeitet, ja 
die eigene Partei angelogen zu 
haben. Der Vorwurf, Widmer-
Schlumpf habe persönliche Inter-
essen über die Interessen der 
Partei(führung) gestellt, wiegt 
schwer. Bei Parteien und Parla 
mentariern, welche die Wahl von 
Widmer-Schlumpf unterstützt 
haben, stösst der rüde Stil, mit der 
die SVP mit einer Bundesrätin 
umgeht, auf Ablehnung. Das In-
teresse dieser Akteure war weni-
ger die Wahl von Widmer -
Schlumpf, sondern die Nichtwie-
derwahl von Christoph Blocher. 
Es brauchte, um Blocher zu ent-
fernen, nicht nur eine Mehrheit 
gegen ihn, sondern auch eine 
Mehrheit für eine andere Person. 

Wechseln wir die Perspektive 
und betrachten den Konflikt aus 
der Ebene des politischen Sys-
tems. Hier können wir feststellen, 
dass nach den Wahlen vom 
21. Oktober sämtliche Bundes-
ratsparteien an der Konkordanz 
festhalten wollten. Jene Parla-
mentarier, die Blocher nicht mehr 
gewählt haben, wollten mit der 
Wahl von Widmer-Schlumpf aus-
drücklich die Konkordanz wah-
ren. In der Tat funktioniert unser 
politisches System am besten, 
wenn diese gegeben ist. Die direk-
te Demokratie zwingt zur Einbin-
dung der stärksten politischen 
Kräfte. Mit parteilosen Regie-
rungsmitgliedern ist diese Einbin-
dung nicht gewährleistet. 

Bundesrätin ohne Fraktion 
Wenn nun die SVP die Bündner 

Kantonalpartei ausschliesst und 
Widmer-Schlumpf nicht mehr 
Mitglied einer Landespartei wäre 
- funktioniert das? Rein formell 
sicher. Bundesräte sind auf vier 
Jahre gewählt. Aber die wichtigere 
Frage ist: Welche Auswirkungen 
hätte dies auf die politischen Pro-
zesse und die Politikergebnisse? 
Und hier lautet die Antwort: Eher 
negative. Denn der Sinn der Ein-
bindung der stärksten Kräfte ist  

ein Transfer in zwei Richtungen: 
Die gewählten Parteienvertreter 
sollen die Forderungen und Wert-
haltungen ihrer Lager in die Re-
gierung einbringen. Auf der ande-
ren Seite sollten Parteienvertreter, 
einmal gewählt, als Staatsmänner 
und -frauen agieren, tragfähige 
Lösungen suchen, zusammen-
führen und nicht spalten sowie für 
die Kompromisse innerhalb der 
eigenen Gruppierung um Unter-
stützung werben. Wer das nicht 
kann oder will, ist für eine Konkor -
danzregierung ungeeignet. Inso-
fern war Blocher eine Fehlbeset-
zung. 

Widmer-Schlumpf wird ohne 
Partei und Fraktion das System-
erfordernis des Transfers nach 
beiden Seiten nicht erfüllen kön-
nen, weil die eine Seite fehlt. Und 
es wird ihr auch das politische 
Basislager fehlen, welches Bun-
desräten eine Grundunterstüt-
z ung bietet. 

Risiken des Ausschlusses 
Wenn die SVP die Bündner 

Kantonalpartei ausschliesst, ist 
das für sie nicht ohne Risiko. Die 
Empörungsspirale dreht sich wei 
ter, und niemand ist mehr in der 
Lage, mögliche Prozesse der Um-
bildung in der Parteienlandschaft  

zu steuern. Es ist ein Szenario 
denkbar, wonach sich auch in 
anderen Kantonen Teile der 5W 
zur Mitte hin orientieren und ab-
spalten. Das wäre dann eine 
Neuauflage der Bündner Demo 
kraten, aber schweizweit. Man 
darf nicht vergessen, dass die 
5W nicht nur dank Stimmen aus 
CVP und FDP so stark gewor-
den ist, sondern auch dank des 
Aufsaugens der kleinen Rechts-
parteien. 

Ein möglicher Ausweg 
Ein Stoppen der Empörungs-

spirale ist nur möglich, wenn von 
beiden Seiten der Wille zu einer 
Konfliktlösung vorhanden ist. Tin 
solcher Kompromiss könnte wie 
folgt aussehen: 

1. Die 5W nimmt Widmer-
Schlumpf nach einer Abküh-
lungsperiode in die Fraktion auf. 
Sie respektiert damit, dass die 
Bundesrätin demokratisch ge-
wählt worden ist. 

2. Widmer-Schlumpf aner -
kennt, dass bei den nächsten Bun-
desratswahlen das Nominations-
recht für SVP-Bundesräte der Par -
tei zusteht. Sie verpflichtet sich, 
vor der erneuten Kandidatur ein 
internes Nominationsverfahren 
zu durchlaufen. Sie sagt zu, nicht  

mehr zu kandidieren, falls ein 
nationales Parteigremium mit 
Zweidrittelmehrheit ihre Kandi-
datur nicht mehr wünschen 
würde. 

3. Widmer-Schlumpf könnte 
ihre Energien auf inhaltliche Poli-
tik konzentrieren und hätte mehr 
als drei Jahre Zeit, in Partei und 
Fraktion zu beweisen, dass sie 
eine SVP-Bundesrätin ist. 

Momentan werden die betei-
ligten Akteure auf einen solchen 
Vorschlag nicht eintreten wollen. 
Aber sie sollten sich mal zurück-
lehnen und fragen, welches die 
Folgen sind, wenn der Konflikt 
über die ganze Legislaturperiode 
andauert - nicht nur für das Land, 
sondern auch für sie selbst. 
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